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BLICKcJUF\
DER MONAT

LDIE SCHWEIZ

Von Peter Dürrenmatt

Es gibt fast keine Session der
Bundesversammlung, in der sich die National-
und die Ständeräte nicht mit dem Problem
der Verfassung auseinanderzusetzen hätten.

Seit der Kriegs- und Vollmachtenzwang

gefallen ist, zeigt es sich eben, daß
die politische, soziale und wirtschaftliche
Wirklichkeit, in der wir leben müssen, sich
gegenüber früher verändert hat. Die Kluft
zwischen dem geschriebenen und dem
praktizierten Recht erfüllt manche mit Sorge.

Im letzten Jahr gab es in den
Eidgenössischen Räten große Diskussionen
über die Frage der Verfassungsmäßigkeit
oder Verfassungswidrigkeit der Vorlage
betr. die Gestaltung der schweizerischen
'Zuckerwirtschaft; in der Session der
Bundesversammlung dieses Frühjahrs war es

die Revision des Wasserrechtsgesetzes, die
zu langfädigen Auseinandersetzungen über
deren Verfassungsgemäßheit führte; in
gewissem Sinn galt das gleiche auch für
die Vorlage über die Verteilung der
Zentralen Lohnausgleichfonds. In all diesen
Fällen setzte sich die Ratsmehrheit über
die Verfassungsbedenken hinweg, sei es,
weil sie der Auffassung war, es handle
sich um lebenswichtige Probleme, bei
deren Lösung man nicht « in Juristerei »
machen dürfe, sei es, weil sie sich an den
Trost klammerte, das letzte Wort habe ja
das Volk, das das Referendum ergreifen
und die betreffenden Vorlagen ablehnen
könne, falls es sie für ungesetzlich halte.
Es zeigt sich demnach zunehmend eine
Mentalität, die in der Verfassung nicht
mehr in erster Linie eine Norm sieht,
einen Rückhalt des politischen Lebens,
sondern einen Gegenstand des Politisierens,
eine Sammlung von Lehrsätzen, die nach

den jeweiligen Bedürfnissen auszulegen
seien, je nachdem es der Gesetzgeber oder
das Volk gerade als angemessen betrachten.

Wir haben in Diskussionen auch
schon die Meinung hören können, eine
Verfassung, die den veränderten Zeitläuften

keineswegs mehr entspreche, sei immer
noch besser als eine revidierte, weil diese
ohnehin zentralistisch und etatistisch
ausfallen würde und man beim heutigen
Zustand der ständigen, oft von den Verhältnissen

erzwungenen Verfassungsverletzungen
eben doch über eine Möglichkeit

verfüge, eine unerwünschte Gesetzesvorlage

vor dem Volk damit zu bekämpfen,
daß man sie als verfassungswidrig
bezeichnen könne.

Wir haben dieses letzte Beispiel einer
Argumentation absichtlich verwendet, weil
es uns deutlicher als jedes andere zu zeigen
scheint, wohin schließlich der Zustand
der ungenügenden Verfassungsgrundlagen
führen muß : in den nackten, lötigen,
politischen Nihilismus. Er verhindert,
daß der politische Kampf aus der Ebene
der bloßen Machtkämpfe zwischen
einflußreichen Interessengruppen
hinausgezogen und zurückgeführt wird auf die
andere Ebene der grundsätzlichen
Auseinandersetzung, in der wieder der
Einzelne Farbe bekennen muß. Daher halten
wir daran fest, daß die Abneigung vor der
grundsätzlichen Verfassungsfrage, die ein
so ausgeprägtes Merkmal der offiziellen
Politik der Schweiz geworden ist,
überwunden werden muß, wenn in unserm
politischen Leben sich die echten,
politischen Impulse wieder durchsetzen, das

Gefühl für den Rechtsstaat nicht ersterben

soll.
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